
Das Glyphosat-Verbot
Der österreichische Nationalrat hat die Verwendung des Unkrautvernichtungsmitteis Glyphosat 

Warum den Südtiröler Politikern weitestgehend die Hände gebunden sind.

UnkrautvwTMChtvmg entlang einer Bahnstrecke im Pustertal; JE»

von Matthias Kotier at-Ver-

4 bstiromuiigs- Himmer in
ZA Wien: Der öotemeichische 

JL JLNationalrat hat sich in die­
ser Woche auf ein Verbot des um­
strittenen Pflanzenschutzmittels 
Glyphosat verständigt. Die FPÖ 
hat am Mittwoch die Unterstüt­
zung des entsprechenden SPÖ-An­
trags angekündigt. JE* gibt genü­
gend Stadien, in denen #e Gefahr, 
die Glyphosat für die Umwelt und 
#S Gesundheit der Menschen hat, 
ausreichend belegt wurden. Es ist 
daher ein Zeichen für verantwor­
tungsvolle Umweltpoliük, dieses 
Verbot auf Schiene zu bringen“, be­
tont der neue FPÖ-Ofamann Nor* 
bert Hofer. Der Antrag muss nun 
vom Ausschuss für Land- und 
Forstwirtschaft behandelt werden. 
Gegner eines Glyphosst-Verbots 
argumentieren, dass das Unkraut- 
vernichbingsmittel vor allem bei 
bodenerhaltenden Anbauweisen 
unverzichtbar sei. Beim Pflügen 
sei eine Ähnliche Wirkungsäquiva­
lenz zur Bekämpfung von Unkraut 
nur durch ein bis drei Bearbei­
tungsgänge nt erreichen. Das füh­
re zur Zunahme von Bodenerosion 
und von C02- E nüssionen durch 
vermehrte Überfahrten. Zudem 
würde sich ein Verbot negativ auf 
Ertrag und Qualität des Erntegu- 
tes auswirken.
Der t Jnkrautvemiefeter gilt laut 
der Internationalen Agentur für 
Krebsforschung der Weltgesund- 
hei tsorganieation (WHO) ab
„wahrscheinlich krebeemgend*. 
Trotzdem ist das Pflanzengift der­
zeit EP-weit bis 2022 zugelasw» 
Kommt nach dm Entscheid dm 
Wrrek'hwheri Parlament* nun

auch in Südtirol ein Glvphuj__
bot?
Die Vorzeichen stehen eher 
schlecht. Wie der SVP-Europapar- 
lamentarier Herbert Dorftnann er­
klärt, ist die Zulassung von Gly- 
phoaat eine EU-Kompeteua. Brus-

.Wenn die Landesregierung es m 
Artenvielfair wirklich ernst meint 
Beschtussantrags ein erster Schritt
Hanspeter Staftkv

Mjtghnfcrm airiTr*. die ' 
von ftyphn—thalrifrm 
wie etwa den Uukm 
Jtaund U p* aa unters 
nun Österreich faaad 
Südttrokr Landtag I 
FVnge. ah man das Pfh 
mittel verbietet. Um
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sei habe erst vor einem Jahr ent­
schieden. die Zulassung um weite­
re fünf Jahre zu verlängern. JSo 
lange wissenschaftlich nicht nach- 
gewinsen werden kann, dass Gly- 
pkosal schädlich ist, selten wir kei­
nen Anlass, die Zulassung aufzuhe­
ben. Sollte es diese Evidenz geben, 
können wir auf nirapliaeher Ebe­
ne die Zulassung entheben“, er­
klärt Darttauum. Es liege jedoch ös 
Kompetenzbereich eines jeden

Zuständigkeiten“ genauso vmmig 
eie die Gcmvimlvn, wie man jüngst 
am imiwl von Mals f-irhrn 
habe, erklärt der SVP-ftjhüker 
Der Grüne Laadtagsabgeorxinctr 
Hanspeter SbSWr meint: JWk Me 
Lamfcag können die Verwendung 
von Glyphnsoi in hwat|brtm tmd 
»t der Landwirtschaft —— rreeti 
hch mdM MbUten \ä\r können 
•tar wIpCiMcher Ebene Amen» 
■* Ehmehrtnk..:..: der Pflanzen
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mandhafeuag let ee dringend not­
wendig, dm Verwundung von Gly-1 
phomä eicuEti^ehränken. Es gibt 
matfemsfl» genügend mechsat* I 
wehe Aitematjvea, Man kann etwa 1 
•ach auf Dumpf oder auf das Ab- j 
flammen setzen*, erklärt Hans- j 
Peter Staffier. AUT Grtmdstäekai,I 
flU im Eigentum des Landes tau 
•ei ei« Verbot reehtfich sehr wUM 
möglich, betont der Grüne.
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